
❚ IHRE MEINUNG
Vage Versprechungen
Zu »Erleichterung nur für kurze Zeit«, 
1./2.10., S. 8;
online: dasnd.de/1167357 
Die in der Ostsee sprudelnden defek-
ten Gasleitungen zeigen, dass sie ge-
füllt waren. Sie waren also nicht am 
oberen, sondern am unteren Ende zu-
gehalten worden. Die Vertreter dieser 
Zuhalte-Politik bemühen sich nun, in 
aller Welt neue Gasquellen zu erschlie-
ßen, sogar umweltschmutziges Fra-
cking-Gas aus Übersee. Sie sind bereit, 
dafür auf Pump horrend hohe Preise 
zu bezahlen und diese in irgendeiner 
Form an die sogenannten Verbraucher 
weiterzureichen. Vage Versprechun-
gen über Preisdeckelungen und Ähnli-
ches werden die Schulden nicht tilgen! 
Die sich abzeichnenden existenzbe-
drohenden Auswirkungen auf Wirt-
schaft, Handwerk und auf uns alle 
werden nolens volens in Kauf genom-
men. Haben wir schon einmal darüber 
nachgedacht, in wessen Interesse dies 
geschieht und wer die eigentlichen 
Nutznießer sind? 
Dr. Kurt Graening, Teltow

Mehr Sanktionen und Waffen?
Zu »Lügt nicht!«, 24./25.9., Titelseite 
und S. 4/5
Zwei große Seiten mit Detailinforma-
tionen, die vielleicht einigen Lesern 
mehr Sanktionen und Waffenlieferun-
gen an die Ukraine gerechtfertigt er-
scheinen lassen (sollen). Dabei ist 
doch die Situation nach der Teilmo-
bilmachung und Putins Ankündigung, 
»russisches« Territorium mit allen Mit-
teln zu schützen, noch gefährlicher ge-
worden. Aber keine Zeile, dass nun
noch dringender diplomatische Lösun-
gen gefordert sind, so schwer sie auch
sein mögen. Keine Stimme von Politi-
kern oder Wissenschaftlern, Vertretern
der Friedensbewegung, die Kompro-
misse fordern, die man eigentlich dem
Aggressor gegenüber ablehnen müss-
te. Die sich aber im Klaren sind, dass
die Fortsetzung des Krieges nicht nur
für die Ukraine und Russland, sondern
auch für Europa verheerende, ja ver-
nichtende Folgen haben kann.
Rainer Böhme, per E-Mail

Nur eine Schauveranstaltung
Zu »Für Gott, Familie, Vaterland«, 
24./25.9., S. 3; dasnd.de/1167169
Wenn ausgerechnet autoritäre oder 
quasifaschistische Regime ihre Nähe zu 
Gott hervorheben, darf man sich schon 
fragen, welcher denn gemeint ist. 
Schließlich ist der Gott der Syrer, die 
von den Russen unterstützt werden, 
ein anderer als der in Moskau verehr-
te. Also ist diese ganze Theophilie von 
Politikern eine reine Farce und Schau-
veranstaltung. Nicht anders als in den 
USA, wo unzählige Wanderprediger 
auch dort das Volk in die Zeit vor der 
Aufklärung zurückführen wollen und 
politisch instrumentalisiert werden. 
Nikolaus Jöckel, Offenbach am Main

Keine Ausnahme?
Zu »Der ›Judenklub‹ als Schutz-
Narrativ«, 24./25.9., S. 29;
dasnd.de/1167166
Der Interviewte Gregor Hofmann ver-
weist darauf, dass mit Adolf Fischer 
1953 jemand zum Präsidenten des FC 
Bayern München gewählt wurde, »der 
in hohem Maße von sogenannten ›Ari-
sierungen‹ profitiert hat«. »Mit dieser 
Reintegration von Nationalsozialisten 
stellt der FC Bayern unter Fußball-
klubs keine Ausnahme dar und auch 
nicht in der deutschen Gesellschaft«, 
fügt er hinzu. Dem lässt sich wiederum 
nur hinzufügen: Na klar, die DDR hat 
es nie gegeben!? 
Wolfgang Pella, Berlin

Kleiner Irrtum
Zu »Machen Pilze die Bäume krank?«, 
24./25.9., S. 24 
Gern lese ich die Gespräche mit Dr. 
Schmidt, wie er die Welt erklärt. Hier 
liegt er leider etwas falsch mit der Aus-
sage zum Echten Hausschwamm als 
Weißfäule-Erreger. Da die Zellulose ab-
gebaut wird, bleibt das braune Lig-
nin übrig, deshalb gehört Serpula la-
crymans zu den Braunfäule-Erregern 
– siehe einschlägige Literatur. Kann
schon mal passieren.
Wolfgang Schoefer, Schwerin

Beiträge in dieser Rubrik sind keine 
redaktionellen Meinungsäußerungen. 
Die Redaktion behält sich das Recht 
sinnwahrender Kürzungen vor.

K URT STENGER

D ie Zukunft der Energiever-
sorgung beginnt in Haß-
furt. In dem 14 000-Ein-
wohner-Städtchen, gelegen 
im Maintal zwischen Stei-
gerwald und Haßbergen, 

ist erstmals in Deutschland eine vollständige 
wasserstoffbasierte und CO2-freie Speicher-
kette für regenerativen Strom im praktischen 
Einsatz. Sie umfasst einen Windpark, Elekt-
rolyseure, eine Power-to-Gas-Anlage, Druck-
tanks zum Speichern und ein Blockheizkraft-
werk (WBHK). Überschüssiger Strom aus 
dem Windpark wird in Wasserstoff umgewan-
delt, ins Gasnetz eingespeist oder bei Wind-
schwäche rückverstromt. Begleitet wird das 
Ganze von mehreren Forschungseinrichtun-
gen. Letztlich findet sich hier ein Lösungsweg 
für alle Herausforderungen bei der Transfor-
mation hin zu einer 100-prozentigen Energie-
versorgung aus Erneuerbaren: Ausgleich der 
Schwankungen, Sektorkopplung und Dezen-
tralisierung. Auch die Internationale Organi-
sation für Erneuerbare Energien (Irena) wur-
de aufmerksam und hat in einem Weißbuch 
die Haßfurter Erfahrungen anderen Kommu-
nen weltweit zur Nachahmung empfohlen. 
»Es ist ein gutes Zeichen, dass auch kommu-
nale Projekte international Beachtung finden,
denn nur so, mit Engagement und Bürgernä-
he, kann der Ausbau der Erneuerbaren voran-
getrieben werden, um die Klimaziele zu errei-
chen«, sagte Norbert Zösch, Geschäftsführer
des Stadtwerks Haßfurt, dazu.

Die schmucke unterfränkische Kleinstadt 
ist eigentlich eine typisch bayerische, kon-
servativ dominierte Kommune. Hier regierte 
jahrzehntelang fast immer die CSU, zuletzt 
abgelöst von den Freien Wählern, genauer ge-
sagt der Wählergemeinschaft Haßfurt. Dass 
ausgerechnet im ansonsten windkraftfeind-
lichen Bayern ein auch noch vom genossen-
schaftlichen Greenpeace-Ableger Green Pla-
net Projects mitbetriebener Windpark eine 
wichtige Rolle bei der Energiewende spielt, 
dürfte auch auf einen Eigentümerwechsel zu-
rückzuführen sein: Im Jahr 2015 kaufte das 
Stadtwerk Haßfurt die Beteiligung eines Pri-
vatunternehmens an den lokalen Energienet-
zen zurück. Nun können sich Bürger hier fi-
nanziell beteiligen. Unter kommunaler Regie 
wurden die letzten Bremsen bei der örtlichen 
Energiewende gelöst, obwohl diese gerade 
vom Bund, aber auch vom Land seit vielen 
Jahren eher behindert als gefördert wird.

In Sachen Rekommunalisierung liegt Haß-
furt bundesweit im Trend. Mindestens 365 
Städte und Gemeinden kauften allein im Zeit-
raum von 2005 bis 2017 ihre Strom- und Gas-
netze von privaten Energiekonzernen zurück, 
wie eine Aufstellung der Initiative Klimawen-
de von unten zeigt. Außerdem gründeten 152 

Kommunen eigene Stadt- oder Gemeinde-
werke. Zudem wurde die regionale Vernet-
zung von Stadtwerken vorangetrieben. Auch 
wenn vor allem das Tauziehen in Metropo-
len wie Berlin und Hamburg für öffentliches 
Interesse und politischen Streit sorgte, spielt 
die Musik anderswo. »Der Großteil der bisher 
erfolgten Rekommunalisierungen fand in Ge-
meinden mit bis zu 25 000 Einwohner*innen 
statt«, heißt es bei Klimawende von unten. 
Teils waren Bürgerbegehren der Auslöser. 
Auch wenn vor wenigen Tagen die Stadtwer-
ke im ostwestfälischen Warburg den Zuschlag 
für das lokale Stromnetz erhielten, wurde es 
zuletzt deutlich ruhiger um das Thema. Das 
könnte sich absehbar aber wieder ändern: 
Zwischen 2023 und 2027 enden bundesweit 
etwa 1300 Strom- und Gasnetzkonzessions-
verträge und müssen erneuert werden.

Befördert wurde die Welle der Rekommu-
nalisierung durch neue regulatorische Vor-
schriften, die unter den Begriff »Unbundling« 
fallen: Im Jahr 2005 wurde im Energiewirt-
schaftsgesetz geregelt, dass Energieversorger 
mit mehr als 100 000 Kunden ihren Netzbe-
trieb vom Vertrieb trennen müssen. Durch die-
se Entflechtung sollten Ungleichheiten nach 
der Liberalisierung am Energiemarkt im Jahr 
1998 verhindert werden: Energielieferanten, 
die ein eigenes Strom- und/oder Erdgasnetz 
betreiben, könnten konkurrierende Lieferan-
ten bei der Durchleitung benachteiligen.

Das Unbundling gab vielen Kommunen die 
Gelegenheit, längst bereute Fehler zu korri-
gieren. Seit Anfang der 1990er Jahre waren 
vielerorts Konzessionen für den lokalen und 
regionalen Netzbetrieb an Private vergeben 
worden. Nach der Marktliberalisierung 1998 
wurden auch Stadtwerke oder Anteile dar-
an verkauft. Laut einer Aufstellung der Be-
ratungsfirma EY nahm mehr als jede vierte 
der rund 11 000 Kommunen in Deutschland 
Privatisierungen im Energiebereich vor, um 

Geld in die klammen Kassen zu bekommen. 
Die Schattenseiten wurden indes rasch klar: 
Die Vergabe von Konzessionen besonders an 
große Energieunternehmen senkte die Ein-
nahmen der Kommunen. Laut der gewerk-
schaftsnahen Hans-Böckler-Stiftung gingen 
im Zuge der Liberalisierung bis 2005 zudem 
127 000 Stellen in der Energie- und Wasser-
versorgung verloren.

Dass die Netze im Zentrum des priva-
ten Interesses standen, hat einen einfachen 
Grund: Da hier ein natürliches Monopol vor-
liegt – konkurrierende Unternehmen kann 
es angesichts hoher Fixkosten nicht geben –, 
winken sichere, üppige Gewinne. Die Inves-
toren wollten indes nur den profitablen Sta-
tus Quo erhalten. Strom und Wärme sollten 
wie eh und je aus mit Kohle, Gas und Atom-
energie befeuerten Großkraftwerken kom-
men. Gering ist daher das Interesse an der 
Energiewende, die mit hohen Investitions-
kosten für den Umbau der Netze verbun-
den ist. »Kommunale Netzbetreiber mit ei-
ner Energiewendevision und einem Interesse 
an lokaler Wertschöpfung tätigen die dafür 
nötigen Maßnahmen eher als fossile Ener-
giekonzerne«, erläutert die Initiative Klima-
wende von unten.

Mit Blick auf die Energiewende dreht sich 
in der Debatte Vieles um Windräder und So-
larzellen, doch im Zentrum steht etwas an-
deres: »Das Stromnetz ist das Rückgrat ei-
ner gelungenen Energiewende«, schreibt 
das Bundeswirtschaftsministerium. Aller-
dings meint es damit lediglich den geplan-
ten Ausbau der Höchstspannungtrassen um 
mehrere tausend Kilometer; die Stromauto-
bahnen sollen große Industrieverbraucher 
etwa im Süden mit Offshore-Windkraftstrom 
aus dem Norden versorgen. Die eigentliche 
Energiewende findet aber im Kleinen statt: 
Hier müssen Verteilnetze für die Einspeisung 
von Strom aus erneuerbaren Energiequellen 
umgebaut werden. Rund 1,4 Millionen meist 
kleine Anlagen – Photovoltaik auf Haus- und 
Scheunendächern, Windräder und Biogas-
anlagen – waren laut Bundesnetzagentur im 
vergangenen Jahr im Einsatz, mehrere Milli-
onen werden wohl noch dazukommen. Die 
Stromverteilnetze der Stadtwerke haben eine 
Länge von 796 000 Kilometern – damit könn-
te die Erde etwa 20 Mal umspannt werden. 
Etwa in Nordrhein-Westfalen lagen die Kon-
zessionen zuletzt zu gut zwei Dritteln in kom-
munaler Hand.

Für die extrem kleinteilige Energiewende 
werden alle Eigentumsformen gebraucht. In 
der Stromerzeugung sind es viele, viele pri-
vate Kleinstproduzenten, aber auch kommu-
nale und genossenschaftliche, hinzu kommen 
Anlagenbauer, mittelständische Dienstleister 
sowie Handwerker aus der Region. Die Kom-
munen werden die Regie führen und die Net-
ze betreiben, wobei Bürgerbeteiligung wie in 

Haßfurt hier eine breite Unterstützung samt 
Anteil an finanziellen Erfolgen ermöglicht. 
Wer indes nicht gebraucht wird, sind die 
großen Energiekonzerne. »Eine Rekommu-
nalisierung früher veräußerter Stadtwerke 
und Netzrückkäufe oder die Gründung neu-
er Stadtwerke sind elementare Voraussetzun-
gen für eine schnelle Energiewende«, schrieb 
der früh verstorbene Energiewendevisionär 
Hermann Scheer, der seiner Partei, der SPD, 
um Jahrzehnte voraus war, in einem 2010 
veröffentlichten Buch.

Ob die aktuelle Energiekrise und die Zins-
wende den Prozess der Rekommunalisierung 
lähmen werden, ist unklar. Einige Stadtwerke 
haben bereits Liquiditätsprobleme und muss-
ten wie im südbadischen Bad Säckingen von 
der Kommune gestützt werden. Auch nach 
einem bundesweiten Rettungsschirm wur-
de aus der Branche schon gerufen. Wer aber 
rechtzeitig rekommunalisiert und die Ener-
giewende angestoßen hat, kommt mit den 
Turbulenzen beim Erdgas besser klar: Gerade 
der »Ertragsbereich der Netze« wirke stabili-
sierend, wie der Geschäftsführer der Stadt-
werke Konstanz, Norbert Reuter, in einem 
Interview mit der »Zeitung für kommunale 
Wirtschaft« sagte. Auch ein großes Erneuer-
baren-Portfolio helfe dank der hohen Strom-
preise beim Stützen defizitärer, kommunaler 
Bereiche. »Spätestens die aktuelle Krise zeigt 
ja, wie wichtig es ist, uns von fossilen Ener-
gien unabhängig zu machen und auf dezent-
rale und erneuerbare Energien zu setzen«, so 
Reuter. »Und wer soll das in dieser Kleinteilig-
keit leisten, wenn nicht wir als Stadtwerke?«

In Haßfurt ist man bei der Unabhängigkeit 
von fossilen Brennstoffen schon weit gekom-
men: Die Stadt samt Umlandgemeinden hat 
bei erneuerbarem Strom inzwischen eine Ei-
genversorgungsquote von über 200 Prozent 
erreicht. Dies soll aber mit Blick auf die Um-
gestaltung im gesamten Energiesystem nur 
ein Anfang sein: So sagte Bürgermeister Gün-
ther Werner von der örtlichen Wählergemein-
schaft anlässlich der Irena-Auszeichnung: 
»Ich bin stolz darauf, dass wir hier in Haß-
furt mit gutem Beispiel vorangehen. Auch
wenn wir noch lange nicht dort sind, wo wir
hinwollen.«

Erst vor wenigen Tagen stellte das Stadt-
werk ein neues Vorhaben vor. Die Altstadt 
könnte über eine Flusswasserwärmepumpe, 
die an der alten Mainmühle installiert werden 
soll, mit regenerativem Strom beheizt wer-
den. Auch hier ist eine wichtige Vorausset-
zung, was die Haßfurter wollen: Beginnen 
soll das Projekt, wie Stadtwerk-Chef Zösch 
gegenüber dem Regionalsender Radio Pri-
maton erklärte, mit einer »Befragung unter 
der Bevölkerung, wer bereit ist, sich an dieses 
Wärmenetz anzuschließen«. Ansonsten gehe 
zunächst die Kommune mit ihren Einrichtun-
gen mit gutem Beispiel voran.

In diesem Elektrolyseur des Stadtwerks Haßfurt wird mit überschüssigem Windstrom Wasserstoff erzeugt, der ins Gasnetz eingespeist werden kann.
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»Eine Rekommu­
nalisierung oder
die Gründung
neuer Stadt werke 
sind elementare
Voraussetzungen
für eine schnelle
Energiewende.«

Hermann Scheer Energiewendevisionär

Die Welle der Rekommunalisierung hat den Ausbau der Erneuerbaren massiv befördert

Energiewende im Kleinen
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